
A N R E I Z O R I E N T I E R T E I N S T R U M E N T E 

Angela Kopp), Claudia Pichl 

Bereits in den sechziger und 
siebziger Jahren, als in den 
Industr ie ländern eine erste 

Welle der Umwel tgesetzgebung den 
immer of fensicht l icher werdenden 
Umwel tprob lemen Rechnung t rug, 
meldeten sich die Ökonomen zu 
Wor t : Ein best immtes Umweltziel 
könne mit ökonomischen Instru­
menten, die den Mark tmechan ismus 
für ihr Wi rksamwerden benutzen, ef­
f izienter erreicht werden als mit o rd ­
nungspol i t i schen Regelungen wie 
Grenzwert- oder Technologievor­
schre ibungen Diese Ansicht setzte 
s ich kaum durch — nur vereinzelt 
fanden ökonomische Instrumente wie Abgaben und Steu­
ern oder handelbare Nutzungsrechte in die Umweltpol i t ik 
Eingang 

Anreizorient ierte Instrumente — von 
der Theorie zur Praxis 

Ende der achtziger Jahre kündigte sich ein Perspekt iven­
wechsel der Umwel tökonomie an (vgl Köppl - Pichl, in 
d iesem Heft) : Waren in den ersten zwei Jahrzehnten der 
Umweltpol i t ik vorwiegend vereinzelte, lokal begrenzte Um­
wel tprob leme zu lösen gewesen, so prägten nun vermehr t 
grenzüberschre i tende oder sogar globale Probleme sowie 
die immer of fensicht l ichere Begrenztheit der natür l ichen 
Ressourcen und der Aufnahmefähigke i t der Umwel tme­
dien für Emiss ionen und Abfäl le die Diskussion Parallel 
zu dieser Versch iebung des Schwerpunktes der Aufmerk­
samkei t fanden die vorers t nur von den Wir tschaf tswissen­
schaften propagier ten ökonomischen Instrumente Ein­
gang in die Konzepte der internat ionalen und nat ionalen 
Umweltpol i t ik : Sie übernahmen eine zentrale Rolle in der 
Umorient ierung hin zu einer nachhal t igen Wir tschaf tsent­
wick lung Neuere ökonomische Ansätze fassen diese In­
st rumente unter dem Begriff „incentive-based regulation" 
zusammen also anreizkompatibie Systeme der umwel tpo­
l i t ischen Regul ierung oder anreizorientierte umwel tpol i t i ­
sche Instrumente fz B Goodstein, 1995). 

Aus theoretischer Perspektive sind 
anreizorientierte Instrumente 

ordnungsrechtlichen Maßnahmen in 
der Umweltpolitik vorzuziehen. 

Ökonomische Instrumente erhöhen 
einerseits die Kosteneffizienz und 

liefern andererseits Anreize für neue 
technologische Losungen, um 

Verse hmutzungs kosten zu vermeiden, 
Für die regulierenden Instanzen haben 

anreizkompatible Instrumente den 
Vorteil, daß der Informationsbedarf im 

Vergleich zu ordnungsrechttichen 
Eingriffen reduziert wird,. Mittlerweile 

liegen international umfangreiche 
praktische Erfahrungen mit 

Gestaltungs- und 
Implementierungsfragen vor. 

Anreizkompatible Instrumente s ind 
aus ökonomischer Sicht anderen In­
st rumenten der Umweltpol i t ik — wie 
insbesondere dem tradit ionel len 
Ordnungsrecht — aus mehreren 
Gründen vorzuziehen {z B Cropper 
- Oates, 1992, Goodstein, 1995, 
OECD, 1989, 1991, 1993B, 1995B): 
— Sie s ind kurzfr ist ig und in stat i ­

scher Betrachtung kosteneffi­
zienter Während das Ordnungs ­
recht jedem Emittenten einen 
Grenzwert oder sogar eine be­
st immte Technologie vorschre ib t 
— unabhäng ig davon, wie hoch 
die individuellen Grenzkosten der 

Redukt ion der Emiss ionen sind —, versehen anreiz­
kompat ib le Instrumente wie Steuern oder handelbare 
Emiss ionsrechte die Umwel tbelastung mit einem 
„Preis" und über lassen die Vertei lung der Emiss ionsre­
dukt ion dem Marktprozeß Jene Wir tschaf tsakteure, 
deren Grenzkosten der Vermeidung von Emiss ionen 
gering s ind, werden im Zuge dieses marktmäßigen A n ­
passungsprozesses an die „ internal is ierten Umweltko­
s ten" solange Emiss ionen reduzieren, bis ihre Grenz­
kosten der Vermeidung den Steuern oder Zert i f ikats­
preisen entsprechen; Wir tschaf tsakteure mit höheren 
Grenzkosten der Vermeidung werden ihre Emiss ionen 
weniger reduzieren Dieser Marktprozeß sichert die 
kurzfr ist ige Kosteneff izienz, wei l sich die Grenzkosten 
der Vermeidung angle ichen: Dasselbe Umweltziel kann 
mit anre izkompat ib len Instrumenten bil l iger erreicht 
werden, da die Steuer oder das Zert i f ikat für jeden Ak­
teur einen Anreiz setzt, s ich kostenmin imierend anzu­
passen Das Ordnungsrecht läßt den Akteuren weniger 
oder gar keine Wahlmögl ichkei t zwischen verschiede­
nen Anpassungss t ra teg ien , die Anpassung verursacht 
daher volkswir tschaft l ich höhere Kosten 

Anre izkompat ib le Instrumente bewirken überdies län­
gerfr ist ig dynamische Anreize zu weiterer Kostenein­
sparung und haben zudem weitere öko log isch posit ive 
Effekte durch die Induzierung umwelt f reundl ichen tech­
nischen Fortschr i t ts : Sowohl Steuern als auch Ver­
schmutzungszert i f ikate versehen auch die Restver­
schmutzung, die nach der kurzfr ist igen Anpassung ver-
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bleibt, mit einem Preis Er besteht zum einen in der 
Steuer auf die Restverschmutzung, zum anderen in den 
Oppor tun i tä tskosten der Verschmutzung, da weniger 
Verschmutzung den Verkauf von Zert i f ikaten ermögl i ­
chen würde in beiden Fällen haben die Wir tschaf tsak­
teure einen Anreiz neue Wege zur weiteren Verr inge­
rung der Umweltbelastung zu suchen Die Vorschre i ­
bung best immter Technologien durch das Ordnungs ­
recht gibt diesen Anreiz Uberhaupt nicht Die Setzung 
von Grenzwerten induziert wohl die Suche nach kos ten­
reduzierenden Technolog ien zu ihrer Erre ichung, nicht 
jedoch nach technolog ischen Lösungen zur Unter­
schre i tung des Grenzwerts Das Ordnungsrecht hemmt 
also tendenziel l die Entwicklung und den Einsatz neuer 
kosten- und umwel twi rksamer Technologien und wirkt 
daher eher innovat ionsfeindl ich. Anre izkompat ib le In­
s t rumente haben dagegen eine starke dynamische A n ­
re izkomponente für sowohl kostengünst igere als auch 
noch stärker die Umwelt ent lastende technolog ische 
Entwicklungen Reguliert das Ordnungsrecht darüber 
hinaus neue Emissionsquei len schärfer als alte, so er­
gibt s ich ein weiterer unerwünschter dynamischer A n ­
reizeffekt: Für den Akteur ist es bil l iger, die umwelt­
belastenden alten Technologien länger im Einsatz zu 
belassen als sie durch neue zu ersetzen. Anre izkompa­
tible Instrumente „be lohnen" hingegen einen raschen 
Aus tausch des Kapi ta lstocks durch einen neuen, der 
die Umwelt weniger beiastet. Forcierter technischer 
Fortschri t t ist ebenso die Folge wie eine beschleunigte 
Dif fusion bereits vorhandener Technologien 1 ) 

— Ein weiterer Vortei l anreizkompat ib ler inst rumente ge­
genüber dem Ordnungsrech t ergibt sich durch die ten­
denziel l ger ingeren Administrationskosten ( insbeson­
dere für Produktsteuern weniger für direkte — „gemes­
sene" - Emiss ionssteuern, die jedoch kaum in Diskus­
sion sind) Schließlich s ind die regul ierenden Behörden 
mit unvollständiger Information über die Emiss ionsre-
dukt ionspotent ia le und deren Kosten konfront ier t ; auch 
hier ist also die Effizienz der Regul ierung höher, wenn 
die Wir tschaf tsakteure, die über diese Informat ionen 
ver fügen, ihre Anpassungsst ra teg ien selbst wählen 
können. Da sich diese asymmetr ische Informat ion auch 
in der Festsetzung der „ r icht igen" Steuerhöhe spiegelt , 
können Anpassungen der Steuersätze notwendig sein 

Anre izkompat ib le Instrumente weisen vor allem fo lgende 
Schwachstellen auf: 

— Bei starker lokaler oder regionaler Konzentration einer 
best immten Umweltbelastung müßte die Steuer oder 
die Zer t i f ikats lösung je nach Konzentrat ion idealerwei­
se unterschiedl iche „Preise" für diese Emiss ion bewir­
ken. Eine so lche Dif ferenzierung würde einen der Vor­
teile der anre izkompat ib len Instrumente, nämlich ihre 
einfache Administ r ierbarkei t , schwächen oder sogar 
zunichte machen. Al lerd ings müßte auch eine direkte 

Regul ierung unterschiedl iche Standards oder Grenz­
werte für mehr und für weniger belastete Gebiete vor­
schre iben 2 ) 

— Für anreizorient ierte Instrumente, die direkt Emiss ionen 
messen und besteuern bzw handelbar machen 
( „measured emiss ion tax" — OECD, 1993B — sowie 
die handelbaren Emissionsrechte) können außerdem 
die Kosten der Überwachung und der Vol lz iehung hö­
her sein als im Falle einer direkten Regul ierung: Das 
Ordnungsrecht schreibt etwa eine best immte Techno­
logie {z B Katalysator, Rauchgasre in igung) vor deren 
Vorhandensein kontrol l iert w i rd ; für die Bemessung 
einer Emiss ionssteuer oder eines handelbaren Emis­
s ionsrechts müßte hingegen die Emiss ion direkt und 
laufend kontrol l iert werden Das ist einer der Gründe, 
wa rum Input- oder Produktsteuern den „ g e m e s s e n e n 1 

Emiss ionssteuern vorzuziehen sind Dies gilt a l lerdings 
auch für die Vorschre ibung von Emiss ionsgrenzwer ten 
im Ordnungsrecht 

— Eine weitere Schwäche betrifft nur das Instrument der 
Umwel ts teuern: Diese erhöhen die Preise, während die 
Mengenreakt ion und daher der Umfang der nach der Ver­
ha l tensänderung verble ibenden umwel tbelastenden Ak­
tivitäten nicht vorhersehbar s ind Die Steuersätze müß­
ten stufenweise so adapt iert werden, daß die e rwünsch­
ten Mengen- und damit Umwelteffekte realisiert werden 

— Die Schwachste l len handelbarer Nutzungsrechte hän­
gen vor allem mit der Struktur des geschaf fenen Mark­
tes zusammen (Marktmacht , Eintr i t tsbarr ieren, dünne 
Märkte, unvol lständige Informat ion). 

Anges ich ts der sehr gewicht igen Vorteile anre izkompat i -
bler Instrumente überrascht ihr nur sehr zögernder Ein­
satz in der Umweitpol i t ik der meisten Länder. Mehrere A n ­
sätze versuchen diese Diskrepanz zu erk lären: im Rah­
men der „Neuen Poli t ischen Ökonomie" wi rd argument ier t 
daß die am pol i t ischen Entscheidungsprozeß betei l igten 
Gesel lschaf tsgruppen ihre Interessen oft besser im Rah­
men von Mengen- Auf lagen- oder Technolog ievorschre i ­
bungen des Ordnungsrech ts durchsetzen können ais im 
Rahmen der Steuergesetzgebung (Weck-Hannemann, 
1994, Verbruggen, 1991, aber auch schon Buchanan - Tul-
lock, 1975) Ein anderer Erk lärungsversuch stellt die Reali­
tätsferne der theoret ischen Diskussion von Vor- und 
Nachtei len verschiedener Instrumente in den Vordergrund 
(OECD. 1994A, S. 35 Michaelis, 1995, S.93) . Aus diesen 
verschiedenen Erklärungen ergibt sich der Schluß daß 
eine Forc ierung konkreter empir ischer Analysen einzelner 
anreizkompat ib ler und anderer Instrumente der Umwelt­
polit ik (Gesta l tungsmögl ichkei ten, Umsetzungsprob leme, 
Auswi rkungen) unter Beachtung der Anre izwi rkung auf 
Akteure und In teressengruppen der pol i t ischen Entschei­
dung und Umsetzung die Vortei le deut l icher machen wür­
de 3 ) . 

') Eine umweltent lastende technologische Entwicklung durch entsprechenden technischen Fortschrit t und rasche Diffuston der neuen Technologien ist auch Ziel 
einer am Umweltschutz orientierten Technologiepol i t ik (Umweltschutz als , m iss ion ' , d. h gesel lschaft l ich vorgegebene Ausr ichtung der Technologieentwicklung] 
wie sie u a im Rahmen der Technologiepol i t ik der EU (Soefe - Arunde!, 1993) oder Österreichs {WIPO - ÖFS - Joanneum Research 1994) verfolgt wird Anreiz­
kompatible Instrumente der Umweltpoli t ik können hier die Wirkung der Technologiepol i t ik verstärken und umgekehrt 
2) Anreizkompat ib le Instrumente eignen sich besonders gut für globale Umweltbelastungen wie C 0 3 - oder FCKW-Emissionen 
3 ! Darüber h inausgehende Schlußfolgerungen insbesondere was die Ebene der Institutionen und der Verfassung betrifft f inden sich in Weck-Hannemann (1994) 
S 115 
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C h a r a k t e r i s t i k a von h a n d e l b a i en Ver schmutzungs reeh t en u n d Umwel ts teuei n 

Handeibare Verschmutzungsrechte Umweltsteuern 

Anwendbarkeit 

Abschätzung des Ergebnisses 
Menge der Verschmutzung 
Grenzkosten der Vermeidung 

Kosten effiziente Erreichung von Standards 

Generiert Einnahmen 

Grundsätzlich einfach 

Bekannt 
Unbekannt 

Ja 

Grundsätzlich einfach 

Unbekannt, erfordert Experimente 
Bekannt 

Ja 

Ja - wenn Verschmutzungsrechte über Ja — hängt aber von der Verwendung 
Auktion vergeben werden 

Automatische Anpassung an veränderte Rahmenbe- Festgesetztes Verschmutzungsniveau 
dingungen (Wachstum Inflation) bleibt in allen Fällen gleich 

ab 

Steuersätze müssen angepaßt werden 
wenn bestimmtes Emissionsniveau er­
wünscht ist 

Anreize für technologische Innovationen 

Akzeptanz durch existierende Verschmutzer 

Erschwert Zugang neuer Unternehmen 

Sonstige Gründe für Ineffizienzen 

Ja — wegen der Opportunitätskosten 
der Verschmutzungsrechte 

Ja — wenn Verschmutzungsrechte 
über „grandfathering' vergeben werden 
Nein — wenn Verschmutzungsrechte 
über Auktion vergeben werden 

Ja — wenn Verschmutzungsrechte 
über , grandfathering'1 vergeben werden 
oder wenn die Wettbewerbsstrukturen 
nicht kompetitiv sind 

Nichtkompetitive Märkte für Verschmut­
zungsrechte 

Ja — wegen der laufenden Steuerzah­
lungen 

Nein — es sei denn entsprechende 
Kompensationen werden vorgesehen 

Nein 

Verwendung der Steuermittel nur für 
End-of-pipe-Technoiogien 
Häufige, nicht angekündigte Änderung 
der Steuersätze hat nichtoptimaie Inve­
stitionen zur Folge 

Tatsächl ich waren der zunehmenden Einführung anreiz­
kompat ib ler Instrumente in den letzten Jahren bereits häu­
f ig umfassende empir ische Analysen der Rahmenbed in­
gungen, der Gesta l tungsmögi ichkei ten der Implement ie­
rungsschwier igke i ten usw vorangegangen oder zumin­
dest gefolgt 4 ) Mit den Gesta l tungsmögl ichkei ten eröffnet 
s ich für die am pol i t ischen Entscheidungsprozeß betei l ig­
ten Gesel lschaf tsgruppen gleichzeit ig die Gelegenheit 
ihre Interessen wie bei ordnungsrecht l ichen Vorschr i f ten 
nunmehr auch bei anre izkompat ib len Instrumenten e inzu­
br ingen Das erhöht zwar die Durchsetzbarkei t von Um­
wel ts teuern und anderen anreizkompat ib ien Instrumenten, 
verr ingert jedoch unter Umständen deren öko log ische 
Wirksamkei t und /oder ökonomische Effizienz: So sind 
„ U m w e i f - S t e u e m , die so ger ing ausgestal tet werden, daß 
sie keine öko log ische Lenkungswi rkung haben, dennoch 
f iskal isch ergiebig und daher anreizkompat ibel für den 
Staat, belasten aber die Verursacher kaum und sind daher 
leichter durchsetzbar . Deshalb soll ten Umweltsteuern 
oder Zert i f ikate so gestaltet werden, daß sie anre izkompa­
tibel für die Emittenten und für die pol i t ischen Entschei­
dungst räger s ind , ohne das Umweltziel zu vernachläss i ­
g e n : !m Rahmen einer Umweltsteuer können etwa Aus­

nahmeregelungen für besonders betrof fene Verursacher 
deren Anpassung erleichtern (eventuell als vorübergehen­
de Ausnahmen bis zu einem internat ionalen Gleichklang}; 
zugleich kann mit einem Recycling der Steuere innahmen 
der Anpassungsprozeß gezielt gefördert werden 

Umwelt- und F n e r g i e s t e u e r n ir d e r 
O I X D 

In der pol i t ischen Umsetzung gewinnen anreizkompat ib le 
Instrumente immer stärker an Bedeutung; Umweltsteuern 
kommt dabei ein wesent l ich höherer Stel lenwert zu als 
handelbaren Emiss ionsrechten 

In welchen Bereichen Umweltsteuern und -abgaben be­
sonders häufig zum Einsatz kommen, wird u a aus einer 
Erhebung der OECD (1995A) 5) deutl ich Neben den explizit 
aus Umwel tüber legungen eingeführten Steuern sind auch 
Steuern und Abgaben einbezogen die zwar aus Einnah­
menüber legungen eingeführt wurden, jedoch Umweltaus­
wi rkungen haben (z B Treibstof fsteuern u ä ) oder die in 

4) Z B für Schweden die Analysen und Berichte der Umweltsteuer-Kommission der Regierung (1989 und 1990; Böhm, 1994), für Finnland die Berichte des Um­
wel tökonomischen Komitees (z B Environmental Economics Committee 1994) für die Niederlande Oosterhuis - de Savornin Lohmann (1994) für die Schweiz 
Prognos AG (1993) für Österreich z B Köppletal (1995) 

') Etwa auch Bundesamt (1993) OECD (1994A) oder die Studien verschiedener Arbei tsgruppen in der OECD, Michaelis (1995) 
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Umwelts teuei u u n d - abgaben in den 
O E C D - L ä n d e i n 

Übersichr l 

Energie- und Treibstoffsteuem 
Differenziert nach verbleitem oder 

unverbleitem Benzin 
Dieselöl (explizite Umweltabgabe) 
CCy und/oder Energre Steuer 
SO;-Steuer 
NO,-Steuer 

Andere Verbrauchsteuern 

Kfz-Steuern 
Einmalige Steuer bei Kauf oder 

differenzierte Anmeldegebühr 
StraGen- oder Kfz-Steuer (laufend) 

Agrarsteuern 
Oüngemittel 
Pestizide 

Verschiedene Produktsteuern 
Batterien 
Plastiktragetaschen 
Einweggebinde 
Reifen 
FCKW und/oder Halone 
Einwegrasierer 
Wegwerf ft ameras 
Schmiermittel 

Steuern und Abgaben für die Luftfahrt 
Lärmabgabe 
Andere Steuern 

Wasserabgaben 
Wasser- oder Abwasserabgabe 

Abfailgebühren 

Abgabe auf kommunale Abfalle 

Deponiesteuer 

Abgabe auf gefährliche Abfälle 

') Auf Länder- oder Provinzebene 

AUS B DK SF F D IRL I L NL NZ N 
P, £, S CH GB 
DK SF S 
DK, SF NL N S 
N S 
S 
Alle OECD-Länder 

AUS A B, CDN. DK, SF. D GB IS IRL I 
MEX NL, N, E S, TB USA 
A, B, CDN, DK SF D, IS, IRL I J MEX 
NL N P E S CH TR GB 

SF. N S 
DK N S 

CDN DK S 
DK, I 
B, CDN SF NZ S 
CDN 
AUS DK USA 

(AUS), B, F D NL N CH 
CDN P S 

AUS, B CDN DK SF F, D IRL I. MEX 
NL NZ N P E S CH TR GB USA 

AUS1), CDN1) DK SF F D IRL 1 J NL 
M. E, S, CH USA 
AUS1) A B CDN') DK F D') NL E TR 
GB 
AUS1) B SF D USA 

jüngerer Vergangenhei t in Richtung stärkerer Anreizwir­
kung umgestal tet wurden 

Zwei Tendenzen prägen die jüngste Entwick lung: 

— Einführung und Auswei tung spezi f ischer Produkts teu­
ern bzw -abgaben, 

— Reform und Auswei tung der Energie- und Kfz-Besteue-
rung 

Im Vergleich zur ersten OECD-Erhebung [OECD, 1993C) 
ist die Zahl der Umweltsteuern auf best immte Produkte 
deutl ich gest iegen; Güter, deren Produkt ion oder Konsum 
aus umwel tpol i t ischen Über legungen besteuert w i rd , s ind 
z B Batter ien, Düngemit te l , Pestizide, Einwegf laschen 
usw Daneben haben mehrere OECD-Länder ihre Steuern 
auf Energieträger entweder angehoben, stärker di f feren­
ziert (verbleites Benzin etwa wi rd höher besteuert als un­
verbleites) oder die Energ iebesteuerung grundsätz l ich re­
formiert . In der Kfz-Besteuerung ist ebenfal ls ein Trend 
zur stärkeren Berücks icht igung von Umwel tges ichtspunk­
ten festzustel len 

Die einzelnen Länder verfolgen unterschiedl iche Zugänge 
zur Gestal tung von Umwel ts teuern: 

— Einführung im Rahmen einer umfassenderen Umgesta l ­
tung ihres Steuersystems, 

— Konzentrat ion auf Einzelmaßnahmen 

Zur ersten Gruppe zählen die skandinavischen Länder 
(Dänemark, Schweden, Norwegen) sowie Finnland und die 
Nieder lande; sie streichen die Notwendigkei t einer öko lo­
g ischen Umstruktur ierung des Steuersystems besonders 
heraus Durch eine Ent lastung des Faktors Arbei t und eine 
stärkere Besteuerung von umwel tbelastenden Produk­
t ionsfaktoren wurden Anreize zu einem ger ingeren Ver­
brauch dieser Ressourcen, zur E inschränkung von Emis­
s ionen oder zu einer Umstel lung auf emiss ionsärmere 
Technologien gesetzt In die Steuerreform wurden aiso ex­
plizit Umweltziele e inbezogen, mit einer Konzentrat ion auf 
Energiesteuern 

Auch in der zweiten Ländergruppe (etwa Deutsch land, 
Belgien, Frankreich und Österreich) st ieg die Bedeutung 
von Umwel ts teuern, ihre Einführung erfolgte jedoch nicht 
im Rahmen einer umfassenderen Steuerreform. 

Ubers icht 1 faßt die in den OECD-Ländern bereits e inge­
führ ten Umweltsteuern zusammen 6 ) und verdeut l icht die 
Konzentrat ion umweltrelevanter Steuern und Abgaben im 
Energie- und Verkehrsbere ich : Neben den al lgemeinen 
Verbrauchsteuern auf Energie spielen dif ferenzierte Steu­
ersätze für Treibstof fe — z B explizite Umwel tabgaben 
auf Dieselöl — oder die dif ferenzierte Besteuerung von 
verblei tem und unverblei tem Benzin eine Rolle Eine wei ­
tergehende Energiesteuerreform haben die nord ischen 
Länder vol lzogen 

Im Verkehrsbere ich setzen einige Länder (z B Belg ien, 
Finnland, Deutschland Niederlande Türkei , USA) darüber 
hinaus Steuerbegünst igungen ein, um die Benützung von 
öf fent l ichen Verkehrsmit te ln attraktiver zu machen 

Im Agrarbere ich zielt die Besteuerung auf den Düngemit ­
te l - und Pestizideinsatz ab Auch in Österre ich galt bis Mit­
te 1994 eine Düngemit te labgabe 

Nach wie vor dominier t häufig das Finanzierungsmot iv, 
auch wenn zunehmend Umwel targumente in die Diskus­
sion e ingebracht werden Die Steuersätze werden jedoch 
oft zu niedrig angesetzt , um tatsächl ich Lenkungswi rkung 
zu entfalten 

Eine Uber das Finanzierungsmotiv h inausgehende Umge­
sta l tung der Energiesteuern nahmen, wie erwähnt, Däne­
mark, Finnland, Norwegen, Schweden und die Niederlande 
vor: Sie implement ier ten eine C0 2 -S teue r und brachten in 
unterschiedl ichem Ausmaß eine gewisse Ökolog is ierung 
in das Steuersystem ein. 

Dänemark {Gram, 1993, OECD, 1995A) führ te 1992 eine 
CO ? -Steuer ein, die kombinier t wurde mit Subvent ionen für 
die Erzeugung von Elektrizität und Wärme aus kohlenstof­
färmeren Energieträgern sowie für die Steigerung der 
Energieeff izienz Der Unternehmenssektor unterl iegt nur 
dem halben Steuersatz, energieintensive Unternehmen er­
halten darüber hinaus in Abhängigke i t von der C 0 2 - S t e u -
erlast Rabatt 1994 wurde die Verbrauchsteuer für Elektr i-

6) Die Aufstel lung fußt auf Meldungen der einzelnen OECD-Länder Da die Abgrenzung, welche Steuer als Umweltsteuer zu betrachten ist nicht immer eindeutig ist 
ergeben sich auch zwischen verschiedenen OECD-Aufstel lungen leichte Abweichungen 
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zität, Treibstof fe und Kohie angehoben — mit einer dyna­
mischen Komponente bis zum Jahr 1998 Das neue Sy­
stem unterscheidet drei Kategor ien von Energieverbrauch, 
die unterschiedl ich besteuert we rden : schwere und leichte 
Prozesse sowie Raumwärme Die spezi f ische Steuerlast 
auf schwere Prozesse ist am ger ingsten und kann etwa 
durch Akt ionspläne zur Eff iz ienzsteigerung noch weiter 
herabgesetzt werden Neben der Änderung der C G y S t e u -
er ist auch die Einführung einer SCySteuer geplant. 

Finnland (OECD, 1994A, 1995A, Environmental Economics 
Committee, 1994) führ te als erstes europäisches Land im 
Jahr 1990 eine CCyS teue r ein. Der ursprüngl ich niedrige 
Steuersatz wurde 1993 auf das Doppel te angehoben 1994 
fo lgte eine Umgesta l tung und Erhöhung der Verbrauchsteu­
ern für Treibstof fe Die ursprüng l ich reine C0 2 -S teue r wurde 
nunmehr in eine C 0 2 - und eine Energ iekomponente aufge­
spal ten, und der Steuersatz wurde 1995 neuerl ich angeho­
ben Generel le Ausnahmen für die Industr ie gibt es nicht le­
digl ich der Einsatz von foss i len Energieträgern als Rohstoff 
in der Industr ie sowie Treibstof fe für den Flugverkehr und 
best immte Schiffe s ind von der Steuer ausgenommen 

in den Niederlanden (OECD, 1994C, 1995A} wurde 1988 
eine Umwel tabgabe auf Treibstof fe eingeführt , die nach 
mehreren Änderungen 1992 schließlich in eine Energie-
und C0 2 -S teue r umgestal tet wurde. 

Norwegen hebt sein 1991 eine COySteuer ein, die in den 
darauf fo lgenden Jahren schr i t tweise erhöht wurde Dar­
über hinaus gilt eine S0 2 -S teue r auf Heizöle 

im Rahmen einer Reform der Energiebesteuerung wurden 
in Schweden (OECD, 1994C, 1995A) mit Jänner 1991 eine 
CGySteuer und eine NGySteuer w i rksam Eine Steuer auf 
Schwefe lemiss ionen wi rd für emiss ionsmindernde Maß­
nahmen rückerstat tet 1993 wurde der Steuersatz der C G y 
Steuer für Industr ie und Landwir tschaf t auf 25% des Nor­
malsatzes reduziert 7) und die Energiesteuer auf Elektrizität 
und Treibstof fe für diese beiden Gruppen ausgesetzt. Zu ­
gleich wurden die C0 2 -S teue r und die Elektr iz i tätsabgabe 
für nicht- industr iel le Verbraucher angehoben Eine weitere 
Erhöhung der COySteuer trat am 1 Jänner 1994 in Kraft 

Während der Großteil der westeuropä ischen Industr ie län­
der Umweltsteuern und -abgaben zumindest in ger ingem 
Ausmaß einsetzt, ist die pol i t ische Umsetzung handelbarer 
Nutzungsrechte als Instrument der Umweitpol i t ik dürft ig 
und auf wenige OECD-Länder konzentr iert 8 ) Prakt ische 
Er fahrungen mit handelbaren Nutzungsrechten für die 
Luf t re inhal tung l iegen in den USA, in Kanada, Austral ien 
und der Schweiz vor. Austra l ien, Kanada und die USA et­
wa führ ten zur Umsetzung der im Montreal-Protokol l ge­
forder ten Grenzwerte handelbare FCKW-Quoten ein Die 
USA starteten zudem zum bereits 1977 das , Emiss ion-
t rad ing" -Programm zur Luftreinhaltung und Anfang 1995 
das „Ac id-Ra in" -Programm zur Redukt ion der S 0 2 - E m i s -
s ionen Neben den bundesstaatsübergre i fenden Ansät ­
zen, handelbare Nutzungsrechte als anreizkompat ib le In­

st rumente in der Umweltpol i t ik zu verwenden, gibt es in 
den USA eine Reihe regional begrenzter Zert i f ikatsmärkte 
Austral ien und die USA setzen darüber hinaus handelbare 
Nutzungsrechte auch im Bereich des Gewässerschutzes 
ein 

In Europa setzt die Umweltpol i t ik in viel ger ingerem Aus ­
maß auf handelbare Nutzungsrechte Nur in der Schweiz 
ist auf regionaler Ebene zwischen den Kantonen Basel -
Stadt und Basei -Landschaf t (die für NO x und f lücht ige 
Kohlenwasserstof fe strengere Grenzwerte vorschre iben 
als die Schweizer Bundesgesetzgebung) der Handel mit 
Emiss ionsrechten mögl ich. 

Die tatsächl ich getätigten Transakt ionen mit Emiss ions­
rechten erreichten das erwartete Ausmaß meist bei wei tem 
nicht. Als Ursachen für diese Zurückhal tung werden häu­
f ig hohe Transakt ionskosten und Unsicherhei ten bezüg­
lich der Mark tbed ingungen genannt 

U mset /u ngs f r agen und -p i ob lerne 

Die optimale Umweltsteuer steilt Grenzkosten und Grenz­
nutzen der Vermeidung der Umweltbelastung gegenüber 
und leitet daraus die Höhe der Steuer ab (Pigou, 1920) Eine 
wenn schon nicht opt imale, so doch wenigs tens kosteneffi­
ziente Umweltsteuer gibt ein best immtes Umweltziel vor, 
und die zu seiner Erreichung notwendige Höhe der Steuer 
wi rd aus den Grenzkosten der Vermeidung errechnet (Bau­
mol - Oates, 1971, 1988) Bei der praktischen Umsetzung 
von Umweltsteuern steilt sich eine Reihe von Fragen Uber je­
ne nach der theoret isch r icht igen (opt imalen oder kostenef­
f izienten) Höhe der Steuer hinaus. Vom Besteuerungsge­
genstand über die Steuersätze bis zu Ausnahmen und zu 
Fragen der Verwendung der Steuereinnahmen eröffnet sich 
ein breites Feld der Abweichung von der (meist ohnehin un­
bekannten) Idealsteuer mit jeweils unterschiedl ichen öko lo ­
g ischen und ökonomischen Auswi rkungen 

Auf die mögl icherweise auftretenden Probleme und auf die 
konkreten Gesta l tungsmögl ichkei ten kann dieser Über­
blick nicht im Detail e ingehen, doch werden im fo lgenden 
zentrale Umsetzungsaspekte diskut iert : 

L i n k a g e — Voi a u s s e t z u n g für d i e ö k o l o g i s c h e 
W i r k s a m k e i t 

Die ideale Umweltsteuer setzt direkt an der die Umwelt­
belastung hervorrufenden Emission (z. B. OECD 1993B, 
S. 27), genaugenommen sogar noch später, nämlich bei 
der Umwel tbelastung an — diese verursacht die externen 
Kosten, die durch die Steuer internalisiert werden sol len 9 ) 
Tatsächl ich s ind von den oben für die OECD angeführ ten 
Umweltsteuern jedoch die wenigsten solche „gemessenen 
Emiss ionssteuer" , die meisten belasten den Preis einzel­
ner Produkte (Inputs oder Endprodukte) 1 0 ) . Der Haupt-

7) Davor galt eine Höchstbemessungsgrundlage für die Besteuerung von Unternehmen Energieintensive Unternehmen waren dadurch aber relativ (bezogen auf die 
Steuer je C0 3 -Emiss ion) bevorzugt 
s) Zur Bedeutung handelbarer Emissionsrechte vgl Howe (1994) Michaelis (1995) 
9) Vgl zur Frage des „targeting" des Ansatzpunktes einer Umweltsteuer im Rahmen einer Lebenszyklusbetrachtung Nichols (1984) 
1 0) Es gibt nur einige wenige Beispiele .gemessener" Emissionssteuern insbesondere im Bereich des Abwassers {Pichl 1995 Tab 8 1) 
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grund liegt in der fakt ischen Machbarke i t und den admini ­
strativen Kosten : Es ist einfacher und bill iger, eine Steuer 
auf die Verwendung von Düngemit te ln, von Energieträgern 
oder auf Abfäl le e inzuheben als deren Emiss ionen — ge­
schweige denn die Umwel tbe lastung, die diese hervorru­
fen — zu besteuern Auch Eiast iz i tätsberechnungen zur 
besseren Abschätzbarke i t der durch die Steuer wahr­
scheinl ich induzierten Verhal tensänderungen sind einfa­
cher fUr Produktsteuern (anhand von Produkt ions- und 
Transakt ionsdaten) als für gemessene Emiss ionssteuern 
Letztl ich muß es zu einem Trade-off zwischen administrat i ­
ver Vere infachung durch Wahl des Ansatzpunktes der 
Steuer einerseits und öko log ischer Zielgenauigkeit ande­
rerseits kommen, da die Gefahr fa lscher Anreizsetzung 
gegeben ist: Je mehr Mögl ichkei ten der Verhal tensände­
rung zwischen dem Ansatzpunkt der Steuer und der Um­
wel twi rkung l iegen, desto größer ist die Gefahr, daß zwar 
anreizkompat ib le, aber umwei tunwi rksame Verhal tensän­
derungen erfolgen (z B. Querüberwälzung der Steuer auf 
nicht die Umwelt belastende Produkte) Eine weitere Mög ­
lichkeit, das Umweltziel trotz einer nur indirekten Verb in­
dung zwischen Steueransatzpunkt und Umweltbelastung 
zu erreichen und dadurch der Anreizor ient ierung des In­
st ruments die r icht ige Richtung zu geben, besteht in einer 
umweltor ient ierten Dif ferenzierung der Steuersätze: Statt 
die C0 2 -Em iss ionen , die durch den Einsatz verschiedener 
Energieträger verursacht werden, tatsächl ich zu messen, 
besteuert man z. B. die Energieträger inputs differenziert 
nach ihrer spezi f ischen C0 2 -W i rksamke i t Ähnl iche Diffe­
renzierungen gibt es für Treibstof fe, Kfz oder Abfäl le 

F i n a n z - u n d U m w e l t p o I i t i k — K o n f l i k t u n d 
Ko O p e r a t i o n 

Umweltsteuern s ind ein Ansatz der punktuel len Integrat ion 
zweier Pol i t ikbereiche — näml ich von Steuer- und Umwelt­
polit ik Einerseits können einander diese Pol i t ikbereiche 
gut ergänzen 1 1 ) Anderersei ts eröf fnen sich durch die Zu ­
sammenarbe i t auch Konfl ikte Eines dieser Konfl iktfeider 
betrifft die Höhe und die Dynamis ierung der Steuersätze 
und damit implizit des S teuerau fkommens: Sind die Steu­
ersätze hoch genug für ausre ichende Lenkungsef fekte, so 
erfüllen sie das Umweltziel , s ind jedoch keine stabi le Ein­
nahmenquel le Umgekehrt deutet ein stabi ler E innahmen­
strom (aus der besteuerten Quelle) darauf hin, daß der 
Lenkungsef fekt ger ing ist. Hier ist wicht ig , daß Umweit-
und Finanzressort s ich über die kurz- und längerfr ist igen 
Ziele der Umweltsteuer e in igen, ist das Ziel die deut l iche 
Reduzierung einer Umwel tbelastung in der längeren 

Fr is t 1 2 ) , so kann mit niedrigeren Steuersätzen begonnen 
werden, die erst langsam — mit einem angekündigten Dy-
namis ierungsplan — erhöht werden ( „phasing- in tax in-
creases ' : OECD, 1995B) 1 3) Das läßt den Betrof fenen Zeit 
für eine Anpassung ihres Kapi ta ls tocks und ihres Verhal ­
tens an die geplanten neuen Preisrelat ionen. Diese Dyna­
mis ierung wirkt — zumindest während der Zeit der Einfüh­
rung — einem Rückgang der Steuere innahmen tendenziel l 
entgegen 

Insbesondere wenn es um den Abtausch mit einer ande­
ren Steuer mit höherer Au fkommensdynamik geht, wird 
das Konf l iktpotent ial deut l ich Eine Mögl ichkei t zur Ab-
schwächung dieses Konfl iktes besteht dar in, die beste­
hende Steuer nur in dem Ausmaß zu senken, wie voraus­
sicht l ich nach vol lständiger Einführung der Umweltsteuer 
und nach Anpassung an das neue Preissystem Einnah­
men entstehen werden. Die implizite Au fkommensdynamik 
einer Mengensteuer (und Umweltsteuern s ind aus öko lo ­
g ischen Gründen meist als Mengensteuern konzipiert) ist 
jedoch auch nach dieser Anpassungsze i t noch ger inger 
als jene von Werts teuern 5 4 ) Will man die Umweltsteuer 
nicht aus rein budgetären Gründen weiter erhöhen als es 
das Umweltziel er fordert (womit man jedoch auch nur ähn­
lich verzerrende Effekte bewirken würde wie mit allen an­
deren Steuern, die aus F inanzierungsgründen eingeführt 
wurden) , bleibt als Alternative die Rückkehr zu jenen Steu­
ern, die man zumindest vorübergehend -— bis zur Errei­
chung des Umweltzieis — verr ingern konnte bzw nicht er­
höhen mußte 1 5 ) Weiters kann eine Steuerdi f ferenzierung 
zwischen mehr und weniger umwel tbe lastendem Verhalten 
— den Steuerausfal l tei lweise kompens ierende — Steuer­
e innahmen durch den wachsenden Einsatz von Subst i tu­
ten br ingen (z B bleifreies Benzin). Schließlich wi rd im 
Rahmen dieser Diskuss ion der Entwick lung des Steuer­
au fkommens meist die Ausgabensei te vergessen: Die Fol­
gekosten von Umwel tschäden, die laufend und zuneh­
mend ausgabensei t ig budgetwi rksam werden, s ind ger in­
ger, wenn die Umwel tschäden z B durch eine Ökologis ie-
rung des Steuersystems vermieden werden Parallel mit 
der ger ingeren Au fkommensdynamik von Umweltsteuern 
sinkt also auch der Bedarf an Steuermit teln zur Sanierung 
der Umwel t 1 6 ) . 

W e t t b e w e r b s f ä h i g k e i t u n d A u s n a h m e n 

Vor einer Beurte i lung des Einf lusses von Umweitsteuern 
auf die Wettbewerbsfähigkei t sowie die Wachs tums- und 
Beschäf t igungsmögl ichke i ten von Unternehmen und 
Volkswir tschaf ten muß geklärt werden, welches Ver-

" ) So lautet der Titel einer OECD-Publ ikat ion zu diesem Thema, deren Grundlagen von Finanz- und Umweitrepräsentanten der Länder erarbeitet wurden: .Taxation 
and the Environment Complementary Poücies" {OECD 1993B] 
, 2 ) Ist eine kurzfrist ige deutl iche Redukt ion erforderl ich so könnte das „sicherere 1 Ordnungsrecht vorzuziehen sein 
u ) Zur Verr ingerung von Anpassungs lasten kann sogar eine Ankündigung einige Zeit vor Inkrafttreten der neuen Steuer sinnvoll se in : , If Implementation is preced-
ed by timely announcements, poi luters have the possibi l i ty to reduce substantial ly their tax payments right in the f irst year by changing their product ion processes 
This way they can avoid fac ing f inancial diff icult ies since they do not face simultaneously high investment costs and high tax payments " {OECD 1995B S 29] 
1 4) Wäre z B der Dienstgeberbeitrag zum Famil ienlastenausgleich (dessen Senkung in Österreich als Kompensat ion für eine Energiesteuer diskutiert wurde) nicht 
als Wert- sondern als Mengensteuer konzipiert so hätte der Satz (Schill ing je unselbständig Beschäft igte) zwischen 1984 und 1994 um 65% erhöht werden müs­
sen {Käppi et ai 1995) 
, a ) Je nach Budget lage werden Energiesteuern im Abtausch mit anderen Steuern oder als zusätzl iche Einnahmenquelle - alternativ zu anderen zusätzl ichen Ein­
nahmequel len - diskutiert 
, 6 ) Ebenso sind die Ausgaben von privaten Haushalten und Unternehmen zur Verminderung von Umweltbelastungen geringer wenn diese z B durch eine Umwelt­
steuer verhindert werden 
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gie ichsszenar io man heranzieht: Vergleicht man die Aus­
wirkungen verschiedener Instrumente der Umweltpol i t ik 
bei gegebenem Umweltziel? Oder vergleicht man, wie dies 
meist implizit geschieht , mit dem Status-quo — dann stellt 
man näml ich eigentl ich die Frage, welche Auswi rkungen 
die Erreichung des umweltpolitischen Zieles auf Wet tbe­
werbsfähigkei t , Wachs tum und Beschäf t igung hat Im letz­
teren Fall müßte den Wettbewerbsef fekten die posit ive 
Auswi rkung einer Verminderung der Umwel tbelastungen 
gegenübergeste l l t werden (vgl OECD, 1995B, S. 46) 

Ö k o n o m i s c h e Ef fekte der Umvvellpolit ik 

Generell zeigen empir ische Untersuchungen keine oder nur 
sehr ger inge negative oder posit ive volkswir tschaft l iche 
Wet tbewerbs- und Wachstumsef fek te der Umwel tgesetzge­
bung 1 7 ) : „Research to date has indicated that the costs of 
compl iance wi th environmental regulat ions have had little or 
no impact on the overall compet i t iveness of countr ies, pr i -
marily as measured by t rade balances and impacts on t rade 
pat terns. Empir ical s tudies show that the cos ts of pol iut ion 
contro l are a smal l part of total costs in most sectors and 
that nearly all the OECD countr ies have introduced similar 
environmental measures at roughly the same t ime. Environ­
mental measures have not been the source of s igni f icant 
cost di f ferentials among the major compet i to rs and have 
had minimal effects on overail t rade between OECD and 
non-OECD countr ies" (OECD, 1993A, S 7). 

Gründe dafür, daß Umweltpol i t ik nur vernachläss igbare 
Auswi rkungen auf die volkswir tschaf t l iche Wet tbewerbsfä­
higkeit hat, s ind vor a l lem: 

— Der Antei l der Umwel tschutzkosten an den Gesamtko­
sten ist in den meisten Sektoren ger ing 

— Das Umweltschutzniveau ist in den konkurr ierenden 
Ländern ähnl ich, und auch wo dies nicht der Fall ist, ist 
die Neigung der Unternehmen, Unterschiede in der Re­
gul ierungsintensi tät tatsächl ich vol lständig zu nutzen, 
ger ing Auch bei Standor tver lagerungen werden von 
den s ich ansiedelnden Firmen häuf ig höhere Umwelt­
s tandards angewendet , als es die lokale Regul ierung 
erfordert 

— Negative Effekte auf die Wettbewerbsfähigkei t der von 
der Regul ierung betrof fenen „Verursacher" werden 
durch den posit iven Effekt der Umwelt invest i t ionen auf 
der Makroebene kompens ier t Dazu kommen Aspekte , 
die häuf ig in empi r ischen Studien nicht quant i f iz ierbar 
s ind : ger ingere Inputkosten. technischer Fortschrit t , 
gesteigerte Effizienz, ger ingere Umwel tsan ierungsko­
sten und verbesserte Produkt ionsmögl ichkei ten für die 
Umwel t technikbranche 

— Gerade um Beeint rächt igungen der Wet tbewerbs fäh ig­
keit zu vermeiden, wurde Umweltpol i t ik meist von vo rn ­
herein so ausgestal tet , daß negative Effekte minimiert 
werden (Ausnahmerege lungen, Förderungen u s w ) 
Tei lweise wurde damit jedoch auch das Umweltziel 
nicht erreicht 

— Bisher waren Vermeidungsmaßnahmen relativ bil l ig 
Soll ten die Grenzkosten der Vermeidung vor allem in 
den Industr ie ländern mit hohem Umwel ts tandard mitt­
lerweile den stärker anste igenden Teil ihrer Kurve er­
reicht haben könnten künft ige Maßnahmen teurer wer­
den Al ierdings dürf ten auch weitere techno log ische 
Fortschri t te zur Dämpfung der Kostenste igerungen bei­
t ragen. 

Ausgeprägte posit ive oder negative Effekte kann Umwelt­
polit ik natür l ich auf die Wettbewerbsfähigkei t einzelner 
Wir tschaf tsakteure oder -bereiche haben 1 8 } : Durch die 
Or ient ierung am Verursacherpr inz ip muß Umweltpol i t ik 
unterschiedl ich belastend oder förderüch auf die einzelnen 
Akteure wirken Besonders für ressourcen- und ver­
schmutzungsintens ive Unternehmen können Umwel t regu­
l ierungen beträcht l iche Kosten verursachen. Wieder kann 
durch das konkrete Design 1 ' der Umweltpol i t ik diese Ver­
tei lung der Anpassungs las ten verändert oder die Anpas ­
sung an die neuen Rahmenbedängungen erleichtert wer­
den Positive Effekte haben Umwelt regul ierungen auf der 
betr iebl ichen Ebene darüber hinaus, sofern sie Effizienz-
und Innovat ionsvorsprünge induzieren (Ressourcenein­
sparung, neue Problemlösungen) Ob Unternehmen pos i ­
tiv oder negativ von Umweltregul ierungen betroffen s ind, 
hängt w iederum von zahlreichen Faktoren ab : 

— Branchenzugehör igke i t (Verursacher oder Problemlo­
ser) sowie Umfang der Umweltbelastung und der Um­
wel tschutzkosten (stat ische Betrof fenheit) , 

— Stärke nicht umwel tbezogener Wet tbewerbsfaktoren 
wie technolog ische und Innovat ionsstärke, Qual i f ika­
t ion der Beschäft igten usw. (dynamische Betrof fenheit) , 

— Mögl ichkei t der Produktdi f ferenzierung, 

— Ausmaß des internat ionalen Wet tbewerbs, 

— Unternehmensgröße, Skalenerträge, Finanz- und Tech­
nologiestärke, 

— Investi t ionszyklen (sunk costs) 

Ö k o n o m i s c h e Ef fekte von Umwel t s t euern 

Was bisher generel l für die Umweltpol i t ik gesagt wurde 
trifft auch für eines ihrer Instrumente, nämlich Umwel ts teu­
ern, prinzipiell z u : Die makroökonomischen Wet tbewerbs­
und Wachstumsef fek te s ind vernachläss igbar , sektoral 
und individuell s ind sehr wohl deut l iche Änderungen der 
Wet tbewerbsfähigkei t und der Wachstumsmögl ichke i ten 
zu erwarten. 

Darüber hinaus weisen Umweltsteuern jedoch wicht ige 
Vorteile gegenüber anderen Instrumenten auf, durch die 
mögl iche Beeint rächt igungen der volkswir tschaf t l ichen 
Wet tbewerbsfähigkei t noch ger inger sein werden bzw so­
gar posit ive Auswi rkungen zu verzeichnen s ind : Umwelt­
s teuern s ind, wie oben ausgeführ t , kosteneff iz ienter als 
das Ordnungsrecht , und sie s ind innovat ionsförder l icher 
Durch die steuer l iche Induzierung eines umwelt f reundl i ­
cheren techn ischen Fortschr i t ts bzw. der beschleunigten 

" ) Vgl z B den umfangreichen Literaturüberbl ick in Dean [1992) Ähnliche Schlußfolgerungen ziehen für die USA Jaffa et ai (1995 S 157): ,0vera l l there is rela-
tively little evidence to support the hypothesis that environmental regulations have had a large advers effect on competi t iveness J : Al lerdings können sie auch 
die Hypothese daß Umweltpoli t ik stark posit ive Auswirkungen auf die Wirtschaft der USA hatte nicht bestät igen 
1 B) Vgl dazu verschiedene Arbeiten zu mikroökonomischen Auswirkungen von Umweltpoli t ik auf die Wettbewerbsfähigkei t z B OECD (1993A) 
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Diffusion exist ierender Umwel t technologien können even­
tuell negative kurzfr ist ige volkswir tschaf t l iche Effekte kom­
pensiert werden Aufgrund der tei lweise sehr hohen Sub­
st i tut ionselast izi tät zwischen Kapital und den umweltbela-
stenden Inputfaktoren hat die induzierte Dif fusion oder der 
induzierte technische Fortschri t t letztl ich nicht selten Ko­
steneinsparungen zur Folge (PREPARE Österreich, ohne 
Jahr, Schleicher, 1995). Anpassungsf r i k t ionen z B infolge 
eines Marktversagens wären etwa durch beglei tende inst i ­
tut ionel le Änderungen oder explizite Förderung des A n ­
passungsprozesses zu erleichtern 

Umweltsteuern eröffnen darüber hinaus weitere Gestal ­
tungsmögl ichke i ten, die genutzt werden können, um 
mögl ichst posit ive volkswir tschaf t l iche Effekte zu erzie­
len: Da durch die Besteuerung der umwel tbelastenden 
Aktivität oder des umwel tbelastenden Produktes Einnah­
men entstehen, ist die E innahmenverwendung ein wicht i ­
ges Gesta l tungselement (Steuerrecycl ierung) Unter dem 
Begriff „double d iv idend" , der von Pearce (1991) in die 
umwel tökonomische Literatur e ingeführt wurde, wird der 
doppel te „Gewinn" von Umwel ts teuern, gekoppel t mit der 
Redukt ion anderer Steuern zusammengefaßt : Zum einen 
erhöhen Umweltsteuern die Wohl fahrt , weil sie die Markt­
preise entzerren, indem externe Umwel tkosten durch die 
Besteuerung internalisiert werden Zum anderen erhöht 
die aufkommensneut ra le Senkung anderer Steuern die 
Wohl fahrt , weil im Gegenzug eine entzerrende Steuer 
(prakt isch jede f inanz ierungs- und nicht lenkungsor ien-
tierte Steuer hat diesen unerwünschten Nebeneffekt) re­
duziert werden kann 1 9 ) Insbesondere wäre eine kompen­
sierende Senkung von am Faktor Arbei t ansetzenden 
Steuern eine Mögl ichkei t , durch eine öko log ische Steu­
erreform zugleich Arbei ts los igkei t und Umwel tprobleme 
zu reduzieren: Eine verzerrende Steuer, die die Arbe i ts ­
losigkeit verschärf t , würde durch eine entzerrende Steu­
er ersetzt, die die Umwel tprobleme entschärf t (vgl 
Pearce, 1991, S 940 Smith, 1992, S 45f, OECD, 1993B, 
S 63f). 

Sofern Marktunvol lkommenhei ten bezügl ich des Anpas­
sungsprozesses an die Umweltsteuer bestehen, kann es 
weiters die gesamtwir tschaf t l iche Effizienz erhöhen, 
wenn die Steuermittel zumindest tei lweise zur Förderung 
dieses Anpassungsprozesses eingesetzt werden Weil 
ein wicht iges Beispiel solcher Marktunvol lkommenhei ten 
gerade im Bereich der techno log ischen Entwicklung und 
der Diffusion neuer Technologien liegt (positive externe 
Effekte), empf iehl t sich die Förderung des technolog i ­
schen Anpassungsprozesses ( „double div idend" der 
zweiten Art). 

V e r t e i l u n g von K o s t e n u n d N u t z e n 

Die Vertei lung der Kosten und des Nutzens von umweit-
pol i t ischen Maßnahmen sind für Polit iker aus zwei Grün­
den von Bedeutung : Einmai hat die Politik Zieivorstei lun-
gen darüber, weiche Gruppen einer Gesel lschaft nicht 
überpropor t iona l belastet werden soliten oder wie gleich 
Kosten und Nutzen verteilt sein sol i ten Zum zweiten än­

dert jede umwel tpol i t ische Maßnahme sowohl auf der 
Kosten- als auch auf der Nutzenseite die Verte i lung, und 
es kann zu einer Frage der pol i t ischen Durchsetzbarkei t 
der Maßnahme werden, ob die durch den pol i t ischen 
Eingriff relativ Benachtei l igten ihre Interessen zur Verh in­
derung der Maßnahme durchsetzen können 

Generel le Aussagen über die Vertei lung sowohl der Ko­
sten von Umwel tschutzmaßnahmen als auch des Nutzens 
der Vermeidung der Umwel tbelastungen sind nicht m ö g ­
lich (vgl dazu die umfassende Analyse in OECD, 1994B) 
Umweltsteuern als speziel les umwel tpol i t isches Instru­
ment fügen zur Vertei lung der Umwel tschutzkosten und 
der vermiedenen Umwel tbe lastungen, wie sie auch durch 
andere Instrumente verursacht werden kann, ein zusätz l i ­
ches Element einer mögl ichen Ver te i lungsänderung hinzu, 
näml ich die Vertei lung der Steuerlast Diese hängt neben 
dem Ansatzpunk t der Umweltsteuer auch von den Über-
wälzungsver läufen ab 

Versuche, durch die Ausgesta l tung der Umweltsteuern 
den unter Umständen unerwünschten Vertei lungseffekt zu 
vermeiden oder zu verr ingern, dürfen den öko log ischen 
Effekt nicht aus den Augen ver l ieren: Die Vertei lung der 
Belastungen durch die Steuer sollte noch mit dem Verur­
sacherpr inz ip in Verb indung stehen Gegebenenfal ls wi rd 
ein Kompromiß zwischen diesem Prinzip und anderen 
Prinzipien der Verte i lungsgerecht igkei t oder p ragmat i ­
scheren Ver te i lungsges ichtspunkten (im Hinbl ick auf die 
Durchsetzbarkei t ) zu suchen sein Die OECD schließt zu ­
sammen fassend : „It does appear to be poss ib le to 
avoid the major redistr ibut ive diff icult ies f rom economic In­
s t ruments" (OECD, 1994B, S 113) 

Wegen der ger ingen Steuerbeiträge von Haushal ten mit 
n iedr igem Einkommen ist das Steuersystem als Instru­
ment zur Verh inderung potentiel ler regressiver Umweit-
steuereffekte besonders schlecht geeignet. Eine Mög ­
lichkeit, die Regressivi tät einer Umweltsteuer zu kompen­
sieren und zugleich die öko log ische Wirksamkei t zu be­
wahren , ist etwa die Pro-Kopf-RUckerstat tung der Steu­
ere innahmen. Gezielte Kompensat ionszah lungen z. B 
Uber das bestehende Transfersystem sind noch zielge­
nauer und ebenso einfach zu administr ieren Sind Bezie­
her niedr igerer E inkommen besonders von Marktunvol l ­
kommenhe i ten betroffen (Marktversagen bei Energieeff i ­
z ienzinvest i t ionen u . ä ) , so können Verr ingerungen des 
Markversagens auch soziale und Ver te i iungskosten ver­
r ingern (Ritt 1994) 

Ein weiterer Grund für kompens ierende Gesta l tungsmaß­
nahmen kann in der Vertei lung der Anpassungs las ten 
z B zwischen Haushal ten und Unternehmen oder zwi­
schen verschieden umwel tbelastenden Unternehmen lie­
gen : Umwei tbelastende Unternehmen (dasselbe gilt für 
umwel tbe lastendes privates Verhalten) werden sich län­
gerfr ist ig im Hinbl ick auf eine zukunf ts fähige Wirtschaft 
einem Strukturwandel unterwerfen müssen ; kurzfr ist ig wä­
re jedoch eine volle Besteuerung ihrer Umwel tbelastungen 
Anlaß für schockar t ige Preissteigerungen Die Abfederung 
dieses Anpassungsprozesses — durch vorübergehende 
Ausnahmen (bis zu einem internationalen Gleichklang) 

1 9 ) Manche theoret ische Analysen bezweifeln al lerdings die Existenz einer double dividend (vgl Bovenberg - Goulder 1995 Bovenberg - de Mooij 1993) 
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oder durch Anpassungs fö rderungen — kann sowohl unter 
dem Ges ichtspunkt der Wettbewerbsfähigkei t als auch un­
ter dem Ges ichtspunkt der Vertei lung der Lasten einer An­
passung an ein neues System gesehen werden 

Mode l lges tü t z t e Analysen 

Die zunehmende Ausr ich tung der Umweltpol i t ik auf anreiz­
kompat ib le Instrumente fand auch ihren Niederschlag in 
der ökonomischen Model lb i ldung Ökonomische Model ls i -
muiat ionen sol len die Wirkungskanäle und Wi rkungswei ­
sen ökonomischer Instrumente auf tradit ionel le Wirt­
schaf ts indikatoren wie BIP, Beschäf t igung, Arbe i ts los ig­
keit usw abbi lden Vor allem die Diskussion um steuer l i ­
che Maßnahmen zur Redukt ion der COyProb lemat ik zog 
seit An fang der neunziger Jahre eine Reihe von empir i ­
schen Forschungsarbe i ten nach s i ch ; die Ergebnisse der 
Simulat ionen hängen dabei in hohem Maße vom verwen­
deten Model l typus und von Annahmen über den techn i ­
schen Fortschri t t oder die Rückvertei lung der Steuermittel 
ab 2 0 ) 

Die vor l iegenden Model lanalysen — sie konzentr ieren s ich 
auf Energ iesteuern 2 1 ) — lassen sich in mehrere Typen un­
tergl iedern (Schleicher, 1995): Die ersten empi r ischen Be­
rechnungen kalkul ierten das Steueraufkommen unter Be­
rücks icht igung des Kostenmin imierungskalkü is der Wirt­
schaf tssubjekte, die ihre Nachf rageentsche idung in A b ­
hängigkei t von den Preisen tref fen, und ließen die vo lks­
wir tschaft l ichen Rückkoppelungsef fekte einer Energie­
steuer in wei ten Teilen außer Betracht 

Eine zweite wicht ige Model lkategor ie zur Schätzung der 
mak roökonomischen Effekte von Umweltsteuern s ind Al l ­
gemeine Gle ichgewichtsmodel le wie etwa das GREEN-
Model l der OECD 2 2 } Al lgemeine Gle ichgewichtsmodel le 
bi lden die Gesamthei t der Wi rkungszusammenhänge einer 
Volkswir tschaf t ab Sie gehen von der Räumung aller 
Märkte aus Das Gleichgewicht zwischen Angebot und 
Nachfrage wi rd über die Preise und über das kosten- und 
nutzenmaximierende Verhalten der Wir tschaf tssubjekte 
erreicht ; dies gilt für Gütermärkte ebenso wie für den Ar­
bei tsmarkt . Technischer Fortschri t t geht exogen in die Mo­
delle ein In der Regel weisen die Ergebnisse der Model ls i ­
mulat ionen mit A l lgemeinen Gle ichgewichtsmodel len ge­
ringe Wachs tums- und Wohl fahr tsver luste durch die Ein­
führung einer Umwelt- oder Energiesteuer auf da diese 
meist ledigl ich als Kostenfaktor in die Model l ierung einge­
hen In jenen Model len, in denen von einer au fkommens­
neutralen Einführung der Steuer ausgegangen wi rd , s ind 
die Wachstumsver lus te vernach läss igbar 

Neben der Schätzung Al lgemeiner Gie ichgewichtsmodel le 
werden auch Simulat ionen mit makroökonomet r i schen 
Model len durchgeführ t . Unter Vernach läss igung des 
durch eine Energiesteuer induzierten techn ischen Fort­

schr i t ts und ohne dif ferenzierte Rückvertei lung der Steuer­
e innahmen ergeben auch diese Model lberechnungen in 
der Regel leicht negative Wachstumsef fekte (DRI, 1993, 
Standaert, 1992) Werden jedoch wie z B im DIW-Model l 
höhere öffent l iche Investit ionen angenommen, so wi rd das 
Wir tschaf tswachstum sogar st imuliert (DIW, 1994) 

Als wicht ige Wei terentwick lung der Model l ierung von Ener­
giesteuern analysieren „Bot tom-up" -Mode! ie (Johansson 
- Swisher, 1994) die in makroökonomischen Model len in 
der Rege! vernachläss igten techno log ischen Mögl ichkei ­
ten und Neuerungen im Detail 

Im Zusammenhang mit Energiesteuern zielt dieser Model l ­
typus z B auf die Berei tstel lung einer konstanten Ener­
giedienst le istung ab und untersucht die Subst i tu t ions­
mögl ichkei ten zwischen Energief lüssen und Kapital Die 
Erneuerung des bestehenden Kapi ta lstocks hängt ab vom 
Preisverhältnis zwischen Energie und Kapital sowie der 
Subst i tut ionselast iz i tät , die das Ausmaß einer Verände­
rung der Nachfrage nach Kapital bei ste igenden Preisen 
best immt Eine Veränderung der Preisrelat ion von Energie 
zu Kapital — mittels einer Energiesteuer — zieht also In­
vest i t ionen in neue Technologien nach s ich, die die glei­
che Energiedienst ie istung mit ger ingerem Energieeinsatz 
(und dadurch ger ingeren Energiekosten) bereitstel len 

Die explizite Beachtung der konkreten Subs t i tu t ionsmög­
l ichkeiten zwischen Energieeinsatz und Kapital, des endo­
genen techn ischen Fortschr i t ts 2 3 ) sowie der Rückvertei-
lungseffekte der Steuereinnahmen an die Wirtschaft fand 
mitt lerweile auch in makroökonomet r i sche Model ls imula­
t ionen Eingang (z. B Beaumais - Brechet, 1995, Glück -
Schleicher, 1995, Kopp! et al, 1995} Vor allem wird in d ie­
sen Model len versucht , den Einfluß wir tschaf tspol i t ischer 
Eingriffe auf die m ik roökonomischen Invest i t ionsentschei­
dungen zumindest ansatzweise abzubi lden Zum einen 
geht es darum, durch einen exogenen Eingriff (Energie-
Steuer) die Preisrelat ionen zwischen den Produkt ionsfak­
toren so zu ändern, daß aus m ik roökonomischen Kosten-
min imierungsüber legungen energieeff izientere Techno lo­
gien prof i tabel werden und eine Erneuerung des Kapital­
s tocks angeregt wird Zum anderen kann durch die Rück­
vertei lung der Steuermittel und den Abbbau inst i tut ionel ler 
Barr ieren die Dif fusion energieeff izienterer Technolog ien 
beschleunigt werden. Beide Über legungen berücksicht ig t 
auch die Model ls imulat ion des WIFO. 

WIPO-Mode l l 

Der WIFO-Model lansatz ist ein keynsianisches Makromo-
detl, das mit einem Input-Output-Model l zum Zweck der 
Analyse von Sektorwi rkungen einer Energiesteuer inte­
griert wurde Um die Auswi rkungen einzelner Gesta l tungs­
elemente der Energiesteuer auf makroökonomische und 
sektorale Indikatoren abzubi lden, wurden mehrere Var ian-

2 0 ) Einen Überblick über empir ische Analysen umweltpol i t ischer Maßnahmen geben etwa KÖppI (1994) und Kopp! et al (1995) 
2 1 ) In den letzten Jahren setzten Analysen von Umweltsteuern ihren inhaltl ichen Schwerpunkt deutl ich auf Energiesteuern Daneben liegt jedoch eine Reihe part ial-
analytischer Betrachtungen anderer Umweltsteuern vor (OECD 1994) 
22i Vgl OECD (1S92) Burnteaux et al (1991 1992A 1992B) 
2 3 ) Hier fließen Ideen der neuen Wachstumstheor ie (endogenous growth theory) ein, etwa von Romer (1936, 1994) Grossman - Helpman (1994) Sie betont die Be­
deutung von Humankapital der Unvol lkommenheit von Markten usw für die Entwicklungs- und Wachstumschancen einer Volkswirtschaft 
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ten gerechnet In einer Simuiat ionsvar iante fl ießen die aus 
anderen Forschungsarbei ten abgeleiteten Ergebnisse, 
nämlich jene der techn ischen mik roökonomischen Analy­
sen und jene der Über legungen zur Lukr ierung einer 
„double div idend' 1 , in die Model l ierung ein In dieser Var i­
ante werden sowohl energieeff izientere Technologien in 
der Model l ierung berücksicht ig t als auch Invest i t ionsanrei­
ze, die über eine dif ferenzierte Rückvertei lung der Steuer­
e innahmen {Technologiefonds, Ent lastung der Wirtschaft 
über die Senkung der Arbei tskosten) gesetzt werden 

Die in den anfängl ichen makroökonomischen Modei lanaly­
sen zur Energiesteuer typ ischen ger ingfügig negativen 
Wachstumsef fekte werden durch die Berücks icht igung 
neuer energieeff izienterer Technolog ien, einer gestaffel ten 
Einführung der Energiesteuer, der tei lweisen Verwendung 
der Steuermittel für Innovat ions- und Investi t ionsanreize 
und des Abbaus von Marktbarr ieren umgekehr t Neuere 
Model lanalysen kommen also zu dem Ergebnis, daß eine 
sorgfäl t ige Ausgesta l tung einer Energiesteuer auch posi t i ­
ve Auswi rkungen auf herkömml iche makroökonomische 
und sektorale Wir tschaf ts indikatoren wie BIP, Beschäf t i ­
gung , Investit ionen nach s ich zieht. Einige Wir tschaf tssek­
toren müssen al lerdings mit Einbußen ihrer Wir tschaf tsak­
tivität rechnen Auf der makroökonomischen Ebene kön­
nen die negativen Wachstumsef fek te einzelner Branchen 
jedoch — bei entsprechender Ausgesta l tung der Steuer 
und der Rahmenbed ingungen ihrer Einführung — durch 
höhere Wachs tumschancen anderer Wir tschaf tssektoren 
überkompensier t werden 

S c h l u ß b e m e r k u n g e n 

Anre izkompat ib le Instrumente s ind ein „zukunf ts fäh iges" 
Instrument der Umweitpol i t ik, das in so rgsam ausgewähl ­
ten Bereichen die anderen Instrumente ergänzen sol l te 
Besonders wenn es um die mittel fr ist ig notwendige Struk­
turversch iebung zu einer Wir tschaf tsweise mit insgesamt 
deut l ich ger ingerem Einsatz von natür l ichen Ressourcen 
und deut l ich ger ingerer Nutzung der Umweltmedien geht, 
s ind anre izkompat ib le Instrumente mit ihrer Ausr ich tung 
auf die St imul ierung der Prob lemlösungsfäh igke i t der Ak­
teure in ihren jeweil igen Wirkungsbere ichen effizient 

Anre izkompat ib le Instrumente beeinträcht igen die makro­
ökonomischen Indikatoren bei langsamer, nicht schockar­
t iger Einführung zwar kaum, bewirken jedoch eine be­
st immte Vertei lung der Kosten der Vermeidung von Um­
wel tbe lastung und der Steuerlast sowie umgekehr t auch 
des Nutzens aus den vermiedenen Umwel tbelastungen Ist 
diese Vertei lung unerwünscht , so können durch das „De­
s ign" der anre izkompat ib len Instrumente Anpassungs ia -
sten gemildert , Umst iegshi l fen oder auch dauerhafte Aus ­
nahmen gewährt werden. Umweltsteuern eröffnen hier 
ganz besonders vielfält ige Gesta l tungsmögl ichkei ten so­
wohl hinsicht l ich der Ausnahmen als auch hinsicht l ich der 
Recyci ierung der Steuere innahmen 

Umweitpol i t ik für eine nachhalt ige Wir tschaf tsentwick lung 
kann keine Umweltpol i t ik sein, die isoliert einzelne Stoffe 
oder Emiss ionen reguliert Umweltsteuern s ind ein Instru­
ment zur Weichenste l lung in Richtung zukunf tsfähiger 

Wir tschaf tsentwick lung — unter Nutzung der Anre izkom­
patibi l i tät und in Kooperat ion mit anderen Pol i t ikbereichen 
Insbesondere Finanz-, Technolog ie- und Umweitpol i t ik 
können einander darin unterstützen 
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E c o n o m i c I n s t r u m e n t s of E n v i r o n m e n t a l P o l i c y 
Summary 

From an ecological point of view, economic Instruments are 
to be preferred to other Instruments of environmental policy, 
the command and control regulations in particular, for sev-
eral reasons: 

They are more cost efficient in the Short term in a static 
sense. While command and control regulations impose an 
emission ceiling or even a certain technology on each pollu-
ter, independently of the size of the individual f i rm's margin­
al costs in reducing emissions, economic Instruments, like 
taxes or marketable permits, assign a „price" to the use of 
the environment and ieave the distribution of the reduction 
in the emissions to the market process. 

In the long term, economic Instruments provide dynamic in­
centives to reduce costs further and, moreover, have ec-
ologicaily positive effects by inducing environmentaily 
friendly technical progress: taxes as well as pollution per­
mits assign a price to the pollution which remains after the 
short-term adjustment. Sometimes this price is given by the 
tax on the remaining pollution, sometimes the price is the 
opportunity costs of pollution, because less pollution would 
enabie f irms to seil their certificates in the market. In both 
cases the economic agents have an incentive to seek out 
new ways of avoiding the pollution of the environment. 

In comparison to command and control measures, econom­
ic Instruments have the further advantage of lower adminis­
trative costs (this applies especially to product taxes, less to 
direct, so-called measured emission taxes which are rarely 

imposed). Finally, the authorities regulating pollution are 
confronted with incomplete Information as to the emission 
reduction potentia! and its costs; in this respect, too, eco­
nomic Instruments via direct regulation are more efficient. 

Although economic instruments also suffer from some 
weaknesses, these are in genera! outweighed by the above 
mentioned advantages 

When economic instruments are introduced slowly, not in a 
shock-like fashion, the macroeconomic aggregates are 
hardly affected, but the distribution of the costs of avoiding 
pollution and of the tax bürden is changed, as is the distri­
bution of the benefits of environmental protection. If this dis­
tribution proves undesirable, the design of economic instru­
ments can be changed with the goal of ameliorating ad­
justment costs, of granting transitory assistance, and of ex-
empting certain sectors. Environmental taxes, in particular, 
open up many possibil it ies, with regard to exemptions as 
well as to the recycling of tax receipts. 

Environmental policies appropriate for a sustainable eco­
nomic development cannot be policies which regulate indi­
vidual substances or emissions in Isolation Environmental 
taxes are an Instrument to guide economic development in a 
certain direction, using economic incentives in coordination 
with other policy areas. Fiscal, technology, and environmen­
tal policies, in particular, are well suited to support each oth­
er. 
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